
Zuwanderung un Entwicklungspolitik _
Das „Gemehunsame Wort der Kirchen den Herausforderungen durch Mıgratıion
und Flucht“ VO 1997 stieflß ach seiner Veröffentlichung auf erhebliche Kritik AaUs
der Politik, VOT allem der Feststellung, Deutschland se1 ZWAaTr AMICHt 1im
rechtlichen, aber 1im gesellschaftlichen und kulturellen Sınn“ taktısch eiınem
Eınwanderungsland geworden (Nr. 20) Dies hat sıch grundlegend geändert, denn
heute wollen alle Parteıen eın Eiınwanderungsgesetz, auch WENN iın vielen
Punkten och erhebliche Dıfferenzen geben scheint. Man ann dies 1L1UT begrü-
ßen, mu{ sıch freilich die Frage stellen, derartige Tatsachen erst spat VO
der Politik aufgegritfen oder zumiındest wahrgenommen werden.

Kennzeichnend für die Beweggründe, die zumındest 1n den beiden großen Volks-
parteıen diesem Umschwung geführt haben, 1St die Kampagne für Green GCards,
die VO Bundeskanzler Gerhard Schröder angestoßen wurde und die der bayerische
nnenmıiınıster Günther Beckstein ehrlichsten auf den Nenner gebracht hat, als
sınngemafßs Wır wollen, „dafß A  jene unls kommen, die uUu1ls nutzen, und nıcht
Jene, die uUu1ls ausnutzen“. Ausschlaggebend WAar also der VO  — Experten schon lange
vorhergesagte Mangel Arbeitskräften 1n wichtigen wiırtschaftlichen Bereichen.
Die gegenwärtıige Debatte kreist daher prıimär die rage, W1e€e viele Menschen PIO
Jahr ach welchen Kriterien (Punktesystem) zuwandern dürfen, wobe]l INa  z Je ach
Bezugsgröße (Arbeitsmarkt, Altersstruktur USW.) Zanz unterschiedlichen Ergeb-
nıssen kommt. Da INnan aber AUS wahltaktischen Gründen deren Zahl vorläufig VeI-

mutlich möglıchst nıedrig halten wıll, wırd INnan ohl eın Gesetz verabschieden, das
schon iın wenıgen Jahren erheblich revidiert werden mMuUu

Man ann 1L1UT hoffen, da diese ökonomischen Eıgeninteressen, die 1n sıch durch-
AaUus legıtim sind, nıcht Lasten umanıtärer Moaotive gehen, auf die VOT allem politisch
verfolgte Asylsuchende angewılesen sınd Politische Verfolgung, aber auch andere
Notlagen nehmen nämlıich keine Rücksicht darauf, WCI für die Wırtschaft V  3 Vorteıil
1St. Darauf mussen verade die Kırchen ımmer wieder hınweıisen, denn S1e „sınd dem
unnutzen Menschen verpflichtet, der VOT Hunger, Folter, Krıeg geflohen ist; dem als
Illegalem Menschenrechte vorenthalten werden“ (Süddeutsche Zeıtung, E

Was 1ın der politischen Debatte ebentalls AILZ kommt, 1sSt die rage, W1€ I1lall

diese Menschen aufnehmen soll und welche Rechte s1e beanspruchen können. Die
leidige Debatte die „Leitkultur“ hat eiınmal mehr geze1gt, w1e€e emotıional diese
Themen besetzt sınd, WwW1e€e leicht S1€e für eınen populistischen Wahlkampf m1(8-
braucht werden können un W1e€e leichtfertig INan dabe] mıiıt Fakten umgeht. So WEI-

den Z Beispiel ımmer wıeder mıt hohen Zuwanderungszahlen Ängste geschürt
die se1lt Jahren fast ebenso hohen, ın einıgen Jahren höheren Abwande-

rungszahlen werden jedoch verschwıegen.
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Langfristig och weıt oraviıerender 1st treilich eın anderes Problem, das 1n der
politischen Debatte bısher aum eıne Rolle spıielt, namlıch die Folgen der Abwan-
derung hochqualifizierter Menschen für die jeweıligen Herkunftsländer. Natürlich
1St CS für möglıche Zuwanderer eın oroßer Anreız, einen 1m Vergleich ıhrem
Herkunftsland weıt höheren Lohn erhalten. Wenn sıch dabe arbeitslose
Fachkräfte handelt, die eld in ıhr Heı1ımatland überweıisen oder 1im Ausland
Kapıtal un: Erfahrung sammeln, ach ıhrer Rückkehr eine eigene Exıistenz
ogründen, dann 1St 1eSs pPCI Saldo vermutlich VO Vorteıil.

Häufig handelt CS sıch treilich Experten, die diese Länder für dıe eigene Ent-
wicklung selhbst drıngend benötigen und für deren Ausbildung S1e 1e] eld auf-
gewendet haben So schätzt der Jüngste „Bericht ber die menschliche Entwick-
lung“ des Entwicklungsprogramms der Vereinten Natıonen (UNDP), da{fß allein
dıe USA jedes Jahr eLtwa 100 01010 iındischen Wıssenschaftlern, VOT allem A4aUuUs der
Computerbranche, NECUC Vısen erteılen. Dies verursache eiınen Verlust VO eLtwa
Z7Wel Milliarden Dollar PIO Jahr, enn die Ausbildung eines Hochschulabsolventen
koste den iındischen Staat 15 01010 bıs 01010 Dollar. Umgekehrt hat die AaTı Eastern
Economıic Review“ für Indien einen Bedart VO ZUM ZWwWel Millionen Fachkrätten
der Informationstechnologie bıs ZU Jahr 2008 errechnet.

Dieser Verlust VO Wıssen („brain-drain“) 1st schwerwiegender, als das
Humankapıtal, also gesunde un! gul ausgebildete Menschen, ach Meınung aller
Experten der wiıchtigste Faktor 1St, sıch mıt Erfolg der Globalisierung bete1-
lıgen können. Wenn die Abwanderung VO Fachkrätten jedoch nıcht schliefßba-

Lücken entstehen lafßt, annn wiırd sıch die Kluftt zwiıischen Arm un! Reich och
mehr vertiefen, W as wıederum die globalen Probleme nıcht zuletzt VO Armuts-
wanderungen welıter verschärfen wırd

Vieltältige Posıtionspapıiere un: Erklärungen der gegenwartıgen (wıe schon der
alten) Bundesregierung FART: Notwendigkeit ylobaler Strukturpolitik, Z Entwick-
lungspolıtik als Krısenpravention und ZUT Ursachenbekämpfung VO Flucht und
Armutsemigration zeıgen, da{fß die erwähnten Zusammenhänge bekannt siınd Man
sollte daher erwarten, dafß 1ın den Auseinandersetzungen die Zuwanderung und
Anwerbung VO Fachkräften die Rückwirkungen auf die Herkunttsländer eıne
hohe Priorität einnehmen, da 1es auch 1mM langfristigen E1ıgeninteresse Deutsch-
lands läge. Die tatsächliche Debatte zeıgt dagegen, W1€ weIlt IHNan och VO der
oft angemahnten Kohärenz der Entwicklungspolitik entfernt 1St. Leider o1bt der
Entwurt des Bundeshaushalts 2002 der 1mM eklatanten Wiıderspruch ZUT Koalı-
tiıonsvereinbarung eıne Abnahme des Entwicklungshilfehaushalts 53 Prozent
plant, wen12g rund Zzu Optimıismus. Wıe I1la  = die wachsenden internationalen
Probleme mı1t immer wenıger eld bewältigen wıll, bleibt jedenfalls eın Geheimnıis.
Natürlıch mMUu I1a  = SParcll,; aber IL1Lall sollte dabe] nıcht gerade be1 den Ärmsten
beginnen.
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